

Vergabenummer: 11.3.2026
Teilnahmeantrag
- Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb - 
Modernisierung Bürogebäude Lange Straße
Fachplanung TGA II - ELT

Auftraggeberin:
Waisenhaus Stiftung des öffentlichen Rechts
Bleichstraße 10
60313 Frankfurt am Main
Frist für die Einreichung des Teilnahmeantrags:   	03.12.2026, 12:00 Uhr
Frist für die Einreichung von Fragen:  		20.11.2026 
1. Angaben zum Bewerber bzw. zur Bewerbergemeinschaft 
	Name (Firma/Rechtsform)       

	Ansprechpartner für das Vergabeverfahren      

	Ansprechpartner für die Vertragsabwicklung      

	Postanschrift (Hauptsitz)       

	Andere Niederlassungen        

	Telefon       
	Fax        

	E-Mail         

	Angabe der Nationalen Identifikationsnummer:      
Art (z.B. Wirtschafts-ID, Umsatzsteuer-ID, Handelsregisternummer):      

	Angabe der Größe des Bewerbers/Bieters
|_| Kleinstunternehmen: bis 9 Beschäftigte und bis 2 Millionen Euro Umsatz
|_| Kleines Unternehmen: bis 49 Beschäftigte und bis 10 Millionen Euro Umsatz und kein Kleinstunternehmen
|_| Mittleres Unternehmen: bis 249 Beschäftigte und bis 50 Millionen Euro Umsatz und kein kleines Unternehmen
|_| Großunternehmen: mehr als 249 Beschäftigte oder mehr als 50 Millionen Euro Umsatz


Hiermit gibt das oben genannte Unternehmen
|_|	als Einzelbewerber
|_|	als bevollmächtigter Vertreter einer Bewerbergemeinschaft im Namen der einzelnen Gemeinschaftsmitglieder 
in dem vorstehend bezeichneten Vergabeverfahren einen Teilnahmeantrag sowie die nachfolgenden 
Erklärungen ab.

2. [bookmark: _Hlk37163731]Verpflichtungserklärung zu Tariftreue und Mindestlohn unter Berücksichtigung der Vorgaben des Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetzes (HVTG)

Die als Anlage 3 beigefügte Verpflichtungserklärung zu Tariftreue und Mindestlohn unter Berücksichtigung der Vorgaben des Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetzes (HVTG) ist von dem Bewerber bzw. im Fall einer Bewerbergemeinschaft von jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft in Textform abzugeben.

3. Eigenerklärung über das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen sowie Erklärung gem. Artikel 5k der Verordnung (EU) 833/2014 

Mit der Einreichung des Teilnahmeantrags gebe/n ich/wir die nachfolgenden Erklärungen zu meinem/unserem Unternehmen ab (im Falle einer Bewerbergemeinschaft als bevollmächtigter Vertreter für alle Mitglieder der Bewerbergemeinschaft).

Ich/wir erkläre(n):

|_|	dass keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB vorliegen;

|_|	dass einer oder mehrere der in §§ 123 bzw. 124 GWB genannten Ausschlussgründe vorliegen, und diesbezüglich eine Selbstreinigung nach § 125 GWB nachweislich durchgeführt wurde. Die entsprechenden Unterlagen sind auf Verlangen des Auftraggebers vorzulegen.

|_|	Bei meinem/unserem Unternehmen handelt es sich nicht um: 
a) russische Staatsangehörige oder in Russland niedergelassene natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, 
b) juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, deren Anteile zu über 50 % unmittelbar oder mittelbar von einer der unter Buchstabe a genannten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen gehalten werden, oder 
c) natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder auf Anweisung einer der unter Buchstabe a oder b genannten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen handeln. 
Ebenso handelt es sich bei unseren Unterauftragnehmern, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Sinne der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe in Anspruch genommen werden, und auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfallen, nicht um in lit. a-c genannte Personen, Organisationen oder Einrichtungen. Es wird bestätigt und sichergestellt, dass auch während der Vertragslaufzeit keine als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, beteiligten Unternehmen mit einem Bezug zu Russland im oben genannten Sinne eingesetzt werden, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfallen.

Ich bin mir/Wir sind uns bewusst, dass nachweislich falsche Angaben 
· den Ausschluss meines/unseres Unternehmens von diesem Vergabeverfahren zur Folge haben,
· nach Vertragsschluss den Auftraggeber zur außerordentlichen Kündigung berechtigen, insbesondere wenn die Erfüllung des Vertrags gem. Artikel 5k der Verordnung (EU) 833/2014 verboten ist, 
· den Ausschluss meines/unseres Unternehmens für die Dauer von bis zu drei Jahren von der Vergabe öffentlicher Aufträge der ausschließenden Vergabestelle zur Folge haben können.

4. Eintragungen im Handelsregister oder vergleichbar 

a. Eigenerklärung zur Eintragung im Handels-/Partnerschaftsregister

	[bookmark: _Hlk13556969]Der Bewerber (bzw. bei Bewerbergemeinschaften das bevollmächtigte Mitglied der Bewerbergemeinschaft) ist im 
Handels-/Partnerschaftsregister eingetragen
	|_| ja, Nr.      	
|_| nein

	Das folgende Mitglied der Bewerbergemeinschaft ist im Handels-/Partnerschaftsregister eingetragen:      
	|_| ja, Nr.      
|_| nein

	Das folgende Mitglied der Bewerbergemeinschaft ist im Handels-/Partnerschaftsregister eingetragen:      
	|_| ja, Nr.      
|_| nein

	Das folgende Mitglied der Bewerbergemeinschaft ist im Handels-/Partnerschaftsregister eingetragen:      
	|_| ja, Nr.      
|_| nein

	Hinweis: Erklärung ggf. bei Bedarf (für weitere Mitglieder der Bewerbergemeinschaft) vervielfältigen



Der/die entsprechende/n Auszug/Auszüge aus dem Handels-/Partnerschaftsregister ist/sind im Auftragsfall auf gesonderte Anforderung des Auftraggebers vorzulegen. Bei Unternehmen mit Sitz in Deutschland ist der Auszug aus dem Handels-/Partnerschaftsregister vorzulegen. Bei Unternehmen mit einer Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union sind auf gesonderte Anforderung des Auftraggebers ein Auszug aus dem jeweiligen Handels-/Partnerschaftsregister und die Bescheinigungen oder Erklärungen über die Berufsausübung in Anhang XI der Richtlinie 2014/24/EU vorzulegen. 
b. Eigenerklärung zur Rechtsform (falls notwendig)
Für Unternehmen, die nicht im Handels-/Partnerschaftsregister eingetragen sind, ist folgende Eigenerklärung abzugeben.
	Die Eigenerklärung wird angegeben für (bitte ankreuzen + benennen)

|_| Bewerber (Name):      

|_| Mitglied       (Nr. eintragen) der Bewerbergemeinschaft (Name):      


	Wir erklären, dass das Unternehmen die folgende Rechtsform (z.B. GbR) führt:      

	Bevollmächtigte(r) Vertreter ist/sind:        

	Hinweis: Erklärung ggf. bei Bedarf (für weitere Mitglieder der Bewerbergemeinschaft) vervielfältigen



	Die Eigenerklärung wird angegeben für (bitte ankreuzen + benennen)

|_| Bewerber (Name):      

|_| Mitglied       (Nr. eintragen) der Bewerbergemeinschaft (Name):      


	Wir erklären, dass das Unternehmen die folgende Rechtsform (z.B. GbR) führt:      

	Bevollmächtigte(r) Vertreter ist/sind:        

	Hinweis: Erklärung ggf. bei Bedarf (für weitere Mitglieder der Bewerbergemeinschaft) vervielfältigen



5. Eigenerklärung zur wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit 

Die Prüfung der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit erfolgt anhand der nachfolgenden Eigenerklärungen: 

a. Eigenerklärung zum Netto-Gesamtjahresumsatz in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren
Angabe des Umsatzes in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren mit vergleichbaren Leistungen bzw. in einem vergleichbaren Tätigkeitsbereich in Euro (netto), falls in dem jeweiligen Geschäftsjahr ein Umsatz erwirtschaftet wurde (eine Geschäftstätigkeit von mindestens 3 Geschäftsjahren ist nicht zwingend gefordert)

(Hinweis: Bei Bewerber-/ Bietergemeinschaften ist der Gesamtumsatz für die letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahre für jedes Mitglied der Bewerber-/ Bietergemeinschaft anzugeben. Bei Bewerbergemeinschaften werden bei der Ermittlung des durchschnittlichen jährlichen Umsatzes die Jahresumsätze der Mitglieder der Bewerbergemeinschaft addiert)

(Hinweis: Will ein Bewerber/Bieter oder eine Bewerber-/ Bietergemeinschaft zum Nachweis seiner/ ihrer eigenen Eignung bzgl. der „wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit“ die Kapazitäten anderer/ dritter Unternehmen in Anspruch nehmen, d.h. auf deren Eignungsnachweise verweisen – „Eignungsleihe“ – sind die vorstehend genannten Angaben vollständig für die anderen/dritten Unternehmen, auf die der Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft zum Nachweis der eigenen Eignung verweist zu tätigen, bzw. ggf. die geforderten Nachweise vorzulegen)

Mindestanforderung: Der Bewerber/die Bewerbergemeinschaft muss in dem Betrachtungszeitraum der letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahre mit vergleichbaren Leistungen bzw. in einem vergleichbaren Tätigkeitsbereich einen Nettoumsatz von durchschnittlich mindestens 150.000 EUR pro Jahr erzielt haben (Ausschlusskriterium). 

[bookmark: _Hlk210286367]Der Bewerber/ Bieter bzw. für die Mitglieder der Bewerber-/ Bietergemeinschaft der bevollmächtigte Vertreter erklärt, dass die Nettojahresumsätze mit vergleichbaren Leistungen bzw. in einem vergleichbaren Tätigkeitsbereich der letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahre wie folgt lauten:



	Geschäftsjahr:
	     
	     
	     

	Name des (Einzel-) Bewerbers, des Mitgliedes einer Bewerbergemeinschaft (soweit zutreffend)
oder Name des anderen/ dritten Unternehmens auf dessen wirtschaftliche/ finanzielle Leistungsfähigkeit verwiesen wird (soweit zutreffend):
	

Nettoumsatz in Euro

	1. 
	
      
	
     
	
     
	
     

	2. 
	
      
	
     
	
     
	
     

	3. 
	
      
	
     
	
     
	
     

	4. 
	
      
	
     
	
     
	
     




b. [bookmark: _Hlk210286709]Angaben zur Beschäftigtenzahl 

Angabe der Zahl der durchschnittlich festangestellten Beschäftigten bezogen auf die letzten drei (3) Kalenderjahre.

Mindestanforderung:
Der Bewerber / die Bewerbergemeinschaft muss in dem oben genannten Betrachtungszeitraum über durchschnittlich mindestens zwei (2) festangestellte Beschäftigte mit mindestens fünf (5) Jahren einschlägiger Berufserfahrung in der Planung, Vergabe und Objektüberwachung technischer Anlagen gem. §55 Abs. 1 HOAI in den Anlagengruppen 4, 5, 6 gem. § 53 Abs. 2 HOAI verfügen (Ausschlusskriterium).
Für das Jahr 2025 muss der Bewerber / die Bewerbergemeinschaft mindestens zwei (2) festangestellte Beschäftigte mit der vorgenannten Berufserfahrung aufweisen (Ausschlusskriterium). 

Hinweis: Im Falle einer Bewerbergemeinschaft bzw. des Verweises auf die Kapazitäten anderer Unternehmen (Eignungsleihe) sind die Angaben – soweit zutreffend – für jedes Mitglied der Bewerbergemeinschaft bzw. für jedes andere Unternehmen zu tätigen.


	Die Anzahl der festangestellten Beschäftigten wird angegeben für (bitte ankreuzen)
|_| Bewerber

|_| Mitglied der Bewerbergemeinschaft, Name      ___________________

|_| Anderes Unternehmen (bei „Eignungsleihe“), Name      _______________________

	Kalenderjahr
	2023
	2024
	2025

	Festangestellte Beschäftigte
	     
	     
	     

	Beschäftigte mit mind. 5 Jahren einschlägiger Berufserfahrung in der Planung, Vergabe und Objektüberwachung technischer Anlagen gem. § 55 Abs. 1 HAOI in den Anlagengruppen 4, 5, 6 gem. § 53 Abs. 2 HOAI 
	     
	     
	     

	Hinweis: Erklärung ggf. bei Bedarf (für weitere Mitglieder der Bewerbergemeinschaft) vervielfältigen



6. Eigenerklärung zur Berufs-/Betriebshaftpflichtversicherung

Der Bewerber/ Bieter bzw. für die Mitglieder der Bewerber-/ Bietergemeinschaft der bevollmächtigte Vertreter erklärt: 

|_|	Der Bewerber/Bieter (bzw. bei Bewerber-/Bietergemeinschaften das bevollmächtigte Mitglied der Bewerber-/Bietergemeinschaft) bestätigt, dass eine Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung mit folgenden Mindestdeckungssummen:
· für Personenschäden: 5 Mio. EUR
· für Vermögens- und Sachschäden: 5 Mio. EUR
bei einem in der EU zugelassenen Versicherer besteht oder im Auftragsfall eine Versicherung in gefordertem Umfang und Höhe abgeschlossen wird.

Die vorstehend genannten Versicherungssummen müssen pro Versicherungsjahr mindestens 2-fach zur Verfügung stehen.

Ein Nachweis in Form einer Versicherungsbescheinigung ist im Auftragsfall auf gesonderte Aufforderung der Auftraggeberin vorzulegen.






7. Eigenerklärung zur technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit

a. Eigenerklärungen zu vergleichbaren Referenzleistungen
Zum Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit sind mindestens zwei vergleichbare Referenzen anzugeben, welche die nachstehenden Mindestanforderungen erfüllen. Bewerber, die nicht mindestens zwei entsprechende Referenzen angeben, werden vom weiteren Verfahren zwingend ausgeschlossen.

Mindestanforderungen (Ausschlusskriterien): 

Es müssen mindestens zwei vergleichbare Referenzen eingereicht werden.

Vergleichbar und wertungsfähig sind nur Referenzen, die die folgenden Mindestanforderungen erfüllen:

· Bei dem Referenzprojekt handelt es sich um ein Neubau- oder Sanierungsbauvorhaben der Technischen Gebäudeausrüstung
·  Bei dem Referenzprojekt handelt es sich um einen Hochbau wenigstens gemäß Gebäudeklasse IV (gemäß § 2 Abs. 4 HBO)
· Im Rahmen des Referenzprojekts wurden folgende Leistungen erbracht: Fachplanung „Technische Ausrüstung“ gem. § 55 Abs. 1 HOAI (2013) i.V.m. Anlage 15 Nr. 15.1, in den Leistungsphasen LPH. 4-8 HOAI
· Die Referenzleistungen wurden für die Anlagengruppen 4, 5, 6 gem. § 53 Abs. 2 HOAI erbracht
· Die Leistungserbringung ist zum Zeitpunkt der Einreichung des Teilnahmeantrags vollständig abgeschlossen.

· Der letzte Tag der Leistungserbringung darf nicht vor dem 01.01.2018 liegen.



a.1.	Angaben zu Referenz 1

	Referenzleistung erbracht durch:

(Name des Bewerbers/ Bieters oder des Mitgliedes der Bewerber-/ Bietergemeinschaft bzw. bei Eignungsleihe ggf. des „anderen Unternehmens“, auf dessen Kapazitäten verwiesen wird)

	 
      

	Unter Beachtung der oben genannten Mindestanforderungen zwingend auszufüllen:

	1. 
	Angaben zum Projekt

	
Projekttitel / Kurzbeschreibung:

     

	2. 
	Bezeichnung des Auftraggebers:
(Anschrift und Ansprechpartner beim Referenzauftraggeber inkl. Telefonnummer sind ggf. auf gesondertes Verlangen zu benennen)
	
Auftraggeber:

     





	3. 
	Beginn und Ende der Leistungserbringung (TT.MM.JJJJ)

	
Beginn:      

Ende:         


	
	Angaben zum Gegenstand der Referenz 
(zutreffendes bitte ankreuzen)
	

	a. 
	Bei dem Referenzprojekt handelt es sich um ein Neubau- oder Sanierungsbauvorhaben der Technischen Gebäudeausrüstung
	
☐   Ja
☐   Nein (nicht wertbar)


	b. 
	Bei dem Referenzprojekt handelt es sich um einen Hochbau wenigstens gemäß Gebäudeklasse IV (gemäß § 2 Abs. 4 HBO)
	
☐   Ja
☐   Nein (nicht wertbar)


	c. 
	Im Rahmen des Referenzprojekts wurden folgende Leistungen erbracht: Fachplanung „Technische Ausrüstung" gem. § 55 Abs. 1 HOAI (2013) i.V.m. Anlage 15 Nr. 15.1, in den Leistungsphasen LPH. 4-8 HOAI

	
☐   Ja
☐   Nein (nicht wertbar)


	d. 
	Die Referenzleistungen wurden bezüglich der Anlagengruppen 4, 5, 6 gem. § 53 Abs. 2 HOAI erbracht

	
☐   Ja
☐   Nein (nicht wertbar)


	
     Angaben zu den Auswahlkriterien (vgl. dazu Ziff. 9)


	4. 
	Nutzung als Büro-/Verwaltungsgebäude gem. Anlage 10.2 Objektliste Gebäude, HOAI (2013)
	
☐   Ja (10 Punkte)
☐   Nein (0 Punkte)

	
5. 
	Die Leistungsphasen LPH. 6 und 7 wurden in eigener Ausführung (ohne Einsatz von Nachunternehmern) erbracht
	
☐   Ja (10 Punkte)
☐   Nein (0 Punkte)


	
6. 
	Leistungserbringung für einen öffentlichen Auftraggeber gem. § 99 GWB
	
☐   Ja (10 Punkte)
☐   Nein (0 Punkte)


	
7. 
	Bruttogrundfläche (BGF)

Weniger als 2.000 qm

2.000-3.000 qm

Mehr als 3.000 qm
	

☐  0 Punkte


☐  10 Punkte


☐   20 Punkte



[bookmark: _Hlk37781616]


a.2.	Angaben zu Referenz 2
	Referenzleistung erbracht durch:

(Name des Bewerbers/ Bieters oder des Mitgliedes der Bewerber-/ Bietergemeinschaft bzw. bei Eignungsleihe ggf. des „anderen Unternehmens“, auf dessen Kapazitäten verwiesen wird)

	 
      

	Unter Beachtung der oben genannten Mindestanforderungen zwingend auszufüllen:

	1. 
	Angaben zum Projekt

	
Projekttitel / Kurzbeschreibung:

     

	2. 
	Bezeichnung des Auftraggebers:
(Anschrift und Ansprechpartner beim Referenzauftraggeber inkl. Telefonnummer sind ggf. auf gesondertes Verlangen zu benennen)
	
Auftraggeber:

     





	3. 
	Beginn und Ende der Leistungserbringung (TT.MM.JJJJ)

	
Beginn:      

Ende:         


	
	Angaben zum Gegenstand der Referenz 
(zutreffendes bitte ankreuzen)
	

	a. 
	Bei dem Referenzprojekt handelt es sich um ein Neubau- oder Sanierungsbauvorhaben der Technischen Gebäudeausrüstung
	
☐   Ja
☐   Nein (nicht wertbar)


	b. 
	Bei dem Referenzprojekt handelt es sich um einen Hochbau wenigstens gemäß Gebäudeklasse IV (gemäß § 2 Abs. 4 HBO)
	
☐   Ja
☐   Nein (nicht wertbar)


	c. 
	Im Rahmen des Referenzprojekts wurden folgende Leistungen erbracht: Fachplanung „Technische Ausrüstung" gem. § 55 Abs. 1 HOAI (2013) i.V.m. Anlage 15 Nr. 15.1, in den Leistungsphasen LPH. 4-8 HOAI

	
☐   Ja
☐   Nein (nicht wertbar)


	d. 
	Die Referenzleistungen wurden bezüglich der Anlagengruppen 4, 5, 6 gem. § 53 Abs. 2 HOAI erbracht

	
☐   Ja
☐   Nein (nicht wertbar)


	
     Angaben zu den Auswahlkriterien (vgl. dazu Ziff. 9)


	4. 
	Nutzung als Büro-/Verwaltungsgebäude gem. Anlage 10.2 Objektliste Gebäude, HOAI (2013)
	
☐   Ja (10 Punkte)
☐   Nein (0 Punkte)

	
5. 
	Die Leistungsphasen LPH. 6 und 7 wurden in eigener Ausführung (ohne Einsatz von Nachunternehmern) erbracht
	
☐   Ja (10 Punkte)
☐   Nein (0 Punkte)


	
6. 
	Leistungserbringung für einen öffentlichen Auftraggeber gem. § 99 GWB
	
☐   Ja (10 Punkte)
☐   Nein (0 Punkte)


	
7. 
	Bruttogrundfläche (BGF)

Weniger als 2.000 qm

2.000-3.000 qm

Mehr als 3.000 qm
	

☐  0 Punkte


☐  10 Punkte


☐   20 Punkte






8. Bewerberauswahl und Auswahlkriterien

Es sollen 4 geeignete Bewerber zur Angebotsabgabe aufgefordert werden.
Für den Fall, dass mehr als 4 Bewerber geeignet sind, werden die angegebenen Referenzen anhand der nachfolgend genannten Auswahlkriterien bewertet und bepunktet. 
Die Auftraggeberin behält sich vor, bei Punktgleichheit einen Losentscheid durchzuführen. 
Pro Referenz sind max. 50 Punkte erreichbar. Die für die einzelnen Referenzen erreichten Punkte werden addiert. Insgesamt sind somit max. 100 Punkte möglich.
Gewertet werden nur Referenzen, die jeweils die genannten Mindestanforderungen erfüllen. Werden mehr als zwei Referenzen angegeben, werden für die Wertung die beiden eingereichten (und wertbaren) Referenzen mit der jeweils höchsten Punktzahl berücksichtigt.
Die Referenzen werden anhand folgender Kriterien bewertet:
	Kriterium
	Punktzahl (pro Referenz)

	Nutzung des Projekts als Büro-/Verwaltungsgebäude gem. Anlage 10.2 Objektliste Gebäude, HOAI (2013)
	10

	Die Leistungsphasen LPH. 6 und 7 wurden in eigener Ausführung (ohne Einsatz von Nachunternehmern) erbracht
	10

	Leistungserbringung für einen öffentlichen Auftraggeber gem. § 99 GWB
	10

	
BGF (Bruttogrundfläche)
· Weniger als 2.000 qm
· 2.000-3.000 qm
· Mehr als 3.000 qm
	
Max. 20 

(0 P) 

(10 P)

(20 P)


	Maximal zu erreichende Gesamtpunktzahl pro Referenz
	50








Anlagen: 
☐ 	Anlage 1: Erklärung der Bewerbergemeinschaft (falls erforderlich)
☐	Anlage 2: Verpflichtungserklärung “anderer Unternehmen” (falls erforderlich)
☐	Anlage 3: Verpflichtungserklärung zu Tariftreue und Mindestlohn 


· Hinweise zur e-Vergabe

Anlage 1: Erklärung der Bewerbergemeinschaft  
(Nur von Bewerbergemeinschaften auszufüllen!)

	Hinweis:
Die Erklärung der Bewerbergemeinschaft ist zwingend von allen Mitgliedern der Bewerbergemeinschaft in Textform abzugeben.



Wir, die nachstehend aufgeführten Unternehmen, geben für die oben bezeichnete Leistung im genannten Vergabeverfahren einen Teilnahmeantrag ab.
Zu diesem Zweck haben wir eine Bewerbergemeinschaft gebildet. Sofern wir auf Grund unseres Teilnahmeantrages von der Auftraggeberin die Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes erhalten, werden wir uns zu einer Bietergemeinschaft zusammenschließen und im Auftragsfall die oben genannten Leistungen in Form einer Arbeitsgemeinschaft gemeinsam ausführen.
Unsere Bewerbergemeinschaft besteht aus den folgenden Mitgliedern:
Mitglied 1 und bevollmächtigter Vertreter unserer Bewerbergemeinschaft ist:
	Name (Firma)       

	Postanschrift (Hauptsitz)       

	Zuständiger Ansprechpartner      

	Telefon        

	E-Mail        



Mitglied 2:
	Name (Firma)       

	Postanschrift (Hauptsitz)       

	Zuständiger Ansprechpartner      

	Telefon        

	E-Mail        


Mitglied 3
	Name (Firma)       

	Postanschrift (Hauptsitz)       

	Zuständiger Ansprechpartner      

	Telefon        

	E-Mail        



Wir erklären,
· dass der bevollmächtigte Vertreter die Bewerbergemeinschaft gegenüber der Auftraggeberin rechtsverbindlich vertritt;
· dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder in allen Phasen des Vergabeverfahrens und auch während der Auftragsdurchführung rechtsverbindlich vertritt;
· dass wir gesamtschuldnerisch haften.

Vergabenummer: 11.3.2026

Hinweis: Erklärung bei Bedarf (für weitere Mitglieder der Bewerbergemeinschaft) bitte vervielfältigen.
Anlage 2: Verpflichtungserklärung "anderer Unternehmen" 
(im Falle der Eignungsleihe auszufüllen)

	Hinweis: dieses Formblatt ist – ausgefüllt und mit dem Namen des Erklärenden – mit dem Teilnahmeantrag einzureichen von:

· jedem Unternehmen, dessen Kapazitäten der Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft für den Nachweis der Eignung in Anspruch nimmt 



	1. [bookmark: _Toc419464248][bookmark: _Toc419464249]Name des Bewerbers / der Bewerbergemeinschaft, der/die plant, die Kapazitäten des anderen Unternehmens in Anspruch zu nehmen

	
     


1. Angaben und Erklärungen des sich verpflichtenden Unternehmens 
	Name des Unternehmens
	     

	Rechtsform
	     

	Gesetzlicher Vertreter
	     

	Straße, Hausnr.
	     

	PLZ, Ort
	     

	Ansprechpartner
	     

	Telefon
	     

	E-Mail
	     

	HR-Nummer
	     



	Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns gegenüber der Auftraggeberin, im Falle der Auftragsvergabe an den o.g. Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft diesem/dieser mit den erforderlichen Kapazitäten meines/unseres Unternehmens für den/die nachfolgenden Leistungsbereich(e) zur Verfügung zu stehen.

	Beschreibung der (Teil-)Leistungen

	
     







	☐ 
	Der o.g. Bewerber/die Bewerbergemeinschaft nimmt zum Nachweis der erforderlichen beruflichen Leistungsfähigkeit wie Ausbildungs- und Befähigungsnachweise oder die einschlägige berufliche Erfahrung die Kapazitäten meines/unseres Unternehmens in Anspruch. Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns gegenüber der Auftraggeberin, im Falle der Auftragsvergabe an den o.g. Bewerber/die Bewerbergemeinschaft, die Leistungen zu erbringen, für die diese Kapazitäten benötigt werden.

	☐  

	Der o.g. Bewerber/die Bewerbergemeinschaft nimmt zum Nachweis seiner/ihrer Eignung die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit meines/unseres Unternehmens in Anspruch. Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns gegenüber der Auftraggeberin, im Falle der Auftragsvergabe an den o.g. Bewerber/die Bewerbergemeinschaft mit diesem/dieser gemeinsam für die Auftragsausführung entsprechend dem Umfang der Eignungsleihe zu haften.




	[bookmark: _Hlk148954378]Ort
	     

	Datum
	     

	Hinweis: Anstelle einer Unterschrift ist die Textform gemäß § 126b BGB ausreichend.



 (Formblatt ggf. vervielfältigen)

Anlage 3: Verpflichtungserklärung zu Tariftreue und Mindestlohn

Verpflichtungserklärung

zu Tariftreue und Mindestlohn bei öffentlichen Aufträgen unter Berücksichtigung der Vorgaben des Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetzes (HVTG) vom 17. Juni 2026, GVBl. 2026 Nr. 40

Es wird darauf hingewiesen, dass sich die Verpflichtungserklärung zu Tariftreue und Mindestlohn entsprechend den Vorgaben des § 4 HVTG zur Zahlung des Mindestlohns gemäß § 20 des Mindestlohngesetzes (MiLoG) bzw. des Tariflohns nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) nicht auf Beschäftigte bezieht, die bei einem Bieter oder Nachunternehmer im EU-Ausland beschäftigt sind und die Leistung im EU-Ausland erbringen.

Nachfolgende Erklärung ist mit dem Teilnahmeantrag abzugeben.

1. Ich/Wir verpflichte/n mich/uns,

meinen/unseren Beschäftigten bei der Ausführung der Leistung mindestens das Entgelt zu gewähren, das nach § 4 Abs. 1 und 3 HVTG in einer Rechtsverordnung des Landes für die Erbringung der betreffenden Leistung verbindlich vorgegeben wird. Soweit eine solche Rechtsverordnung keine Anwendung findet, verpflichte/n ich/wir mich/uns, bei der Ausführung der Leistung mindestens das Entgelt zu gewähren, das nach dem Mindestlohngesetz, einem nach dem Tarifvertragsgesetz für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag, einem nach dem Tarifvertragsgesetz mit den Wirkungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag, einer nach § 7, § 7a oder § 11 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder einer nach § 3a des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung für die betreffende Leistung verbindlich vorgegeben wird. Ich/wir nehme/n weiterhin zur Kenntnis, dass bei Vorliegen von Anhaltspunkten dafür, dass gegen diese Verpflichtungen verstoßen wird, auf Anforderung dem öffentlichen Auftraggeber oder dem Besteller deren Einhaltung nachzuweisen ist.
▪	meinen/unseren Beschäftigten bei der Ausführung einer Leistung über Verkehrsleistungen und freigestellte Schülerverkehre mindestens das in Hessen für diese Leistung in einem einschlägigen und repräsentativen mit einer tariffähigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifvertrag vorgesehene Entgelt einschließlich der Aufwendungen für die Altersversorgung und der für entgeltrelevant erklärten Bestandteile dieser Tarifverträge zu zahlen und Erhöhungen während der Ausführungszeit vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Auszubildende.
2. Ich/Wir erkläre/n, dass ich/wir nicht wegen eines Verstoßes nach § 21 MiLoG (Bußgeldvorschriften) mit einer Geldbuße von wenigstens 2.500 Euro belegt worden bin/sind und damit nicht die Voraussetzungen für einen Ausschluss von der Auftragsvergabe nach § 19 Abs. 1 und 3 MiLoG vorliegen.

3. Ich/Wir verpflichte/n mich/uns, für den Fall des Einsatzes von Nachunternehmen, mit diesen die Erfüllung der Verpflichtungen nach den §§ 4, 5 und 10 HVTG vertraglich zu vereinbaren. Spätestens vor Beginn der Ausführung der Leistung durch das Nachunternehmen habe ich/haben wir der Auftraggeberin eine Verpflichtungserklärung des Nachunternehmens im vorstehenden Sinne vorzulegen; bei Bauleistungen ist bis zum 24. Dezember 2026 sowohl die Vorlage einer Verpflichtungserklärung als auch die Angabe der Präqualifikationsnummer Tarif möglich. Ab dem 25. Dezember 2026 ist bei Bauleistungen zwingend die Präqualifikationsnummer Tarif für das vorgesehene Nachunternehmen anzugeben. Gleiches gilt, wenn ich/wir oder ein beauftragtes Nachunternehmen zur Ausführung des Auftrags Arbeitskräfte eines Verleihunternehmens einsetze(n)/einsetzt. Diese Verpflichtung gilt entsprechend auch für alle weiteren Nachunternehmen und Verleihunternehmen.


Ich bin mir/Wir sind uns bewusst,

dass ein nachweislich schuldhafter Verstoß gegen meine/unsere Verpflichtungen

1. den Ausschluss meines/unseres Unternehmens von diesem Vergabeverfahren zur Folge haben kann,
1. den Ausschluss meines/unseres Unternehmens für die Dauer von bis zu drei Jahren von der Vergabe öffentlicher Aufträge der ausschließenden Vergabestelle zur Folge haben kann,
1. eine Vertragsstrafe zur Folge haben kann,
1. die Auftraggeberin zur fristlosen Kündigung berechtigen kann.
	Ort
	     

	Datum
	     

	Erklärender (§ 126b BGB) 
	     

	Hinweis: Anstelle einer Unterschrift ist die Erklärung in Textform gemäß § 126b BGB ausreichend.





2

